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Politische Entscheide sind die Antwort der Po-
litik auf Probleme, die von der Gesellschaft als 
relevant eingestuft werden. Seit Anfang des 20. 
Jahrhunderts gelangen vermehrt natur- und 
umweltschutzrelevante Anliegen auf die poli-
tische Agenda, und seit den 1980er-Jahren 
kann Umweltpolitik als ein eigenständiges Po-
litikfeld bezeichnet werden. Die Biodiversitäts-
problematik gehört zur Umweltpolitik, wobei 
auch andere Politikfelder (wie Raumplanung 
oder Landwirtschaft) davon tangiert werden. 

Politikprozess vor allem im Parlament? 
Wer an Politikprozesse denkt, hat meistens 
das nationale Parlament im Kopf. Die speziali-
sierten Parlamentskommissionen bereiten Ge-
setze vor und ringen um Kompromisse, da-
nach stimmt das Parlamentsplenum darüber 
ab. Dass die Arbeit des Bundesparlamentes in 
Bern im Mittelpunkt von Politikprozessen 
steht, ist nicht zuletzt der medialen Aufmerk-
samkeit für Parteien und deren Aushänge-
schilder zu verdanken. Tatsächlich hat das Par-
lament in den letzten Jahrzehnten an Einfluss 
auf die Schweizer Politik gewonnen. 
Neben dem zunehmenden Einfluss der Medien 
auf die Gesellschaft und Politik haben die stän-
digen Parlamentskommissionen zu einem 
stärkeren Gewicht des Parlamentes in Politik-
prozessen beigetragen. Zudem stieg die An-
zahl der parlamentarischen Vorstösse wie In-
terpellationen, Motionen oder Postulate stetig. 
Seit der systematischen elektronischen Erfas-
sung der parlamentarischen Geschäfte im Jahr 
1993 nahmen im Parlament 229 Vorstösse di-
rekten Bezug auf die Biodiversität, 23 davon 
befassen sich konkret mit der Biodiversitäts-
strategie des Bundes.

Wichtige vorparlamentarische Phase
Allerdings werden die wichtigsten Entschei-
dungen eher in der vorparlamentarischen als 
in der parlamentarischen Phase von Politik-
prozessen gefällt. Zu Beginn von Politikprozes-
sen (z.B. in Arbeitsgruppen der Verwaltung 
oder in Expertenkommissionen) oder während 
internationalen Verhandlungen, werden die 
grundsätzlichen Weichen für ein Gesetzespro-
jekt gestellt. Formell übergibt der Bundesrat 
erst mit der Botschaft ein häufig relativ weit 
gereiftes und detailliert ausgearbeitetes Geset-
zesprojekt dem Parlament. Während dieses in 
den 1970er-Jahren die wichtigsten Gesetzes-
projekte danach kaum verändert hat, ist das 
Schweizer Parlament heute durchaus einfluss-
reicher. Dennoch schreiben Studien der parla-
mentarischen Phase eines Politikprozesses 
noch immer klar weniger als die Hälfte des 
Einflusses auf Gesetzesprojekte zu, der Rest 
wird vorher entschieden (Sciarini et al. 2015). 
Auch in der Umweltpolitik werden viele Ent-
scheide zwischen Behörden, Interessensver-
bänden und der Zivilgesellschaft oft schon vor 
dem parlamentarischen Entscheidungsprozess 
in die Wege geleitet. Eine wichtige Rolle spie-
len dabei sogenannte Politik-Plattformen. Die-
se vereinen Vertreter von nationalen oder kan-
tonalen Ämtern, privaten Organisationen und 
der Wissenschaft, welche sich mit einem The-
ma auseinandersetzen (Fischer und Leifeld 
2015). Ein Beispiel ist das im Jahr 1999 gegrün-
dete Forum Biodiversität, welches der Politik 
Fachgrundlagen als Basis für Entscheidungen 
zur Verfügung stellt, und für die Erarbeitung 
der Biodiversitätsstrategie des Bundes eine 
wichtige Rolle gespielt hat.

Verwaltung und Interessengruppen
Akteure wie Bundesämter und Interessenver-
bände prägen die Arbeit in der vorparlamenta-
rischen Phase von Politikprozessen durch ihr – 
im Vergleich zu den noch immer relativ wenig 
professionalisierten und ressourcenschwa-
chen Parteien – spezialisiertes Wissen über 
das betroffene Politikfeld. In der traditionel-
lerweise eng verflochtenen Struktur zwischen 
Verwaltung, bürgerlichen Parteien und Inter-
essenverbänden der Schweizer Politik waren 
letztere klar die zentralsten Akteure. Entspre-
chend des relativen Wichtigkeitsverlustes der 
vorparlamentarischen Phase von Politikpro-
zessen haben Interessengruppen in den letz-
ten 40 Jahren jedoch an Einfluss eingebüsst. 
Neben den vier Bundesratsparteien, dem Bun-
desrat und dem Finanzdepartement gehören 
heute nur mehr die Economiesuisse und der 
Gewerkschaftsbund zu den wirklich einfluss-
reichen Akteuren in der Schweizer Politik. 
Obwohl sich das Gewicht einzelner Akteure je 
nach Politikfeld etwas verschiebt, sind diese 
einflussreichsten Parteien, Verwaltungsein-
heiten und Interessenverbände in vielen Poli-
tikfeldern präsent und aktiv. Natürlich enga-
gieren sich Umweltverbände und Naturschutz
organisationen besonders, wenn es um die 
Problematik der Biodiversität geht. Jedoch 
wurde zum Beispiel auch Economiesuisse in 
der Schweizer Klimapolitik über drei Jahr-
zehnte als einer der drei wichtigsten Akteure 
identifiziert (Ingold und Fischer 2014). 

Akteure

Den Politikprozessen auf der Spur

In Gesetzen, Strategien oder Verordnungen werden umwelt- 
politische Ziele definiert und entsprechende Massnahmen 
eingeführt. Nachfolgend erläutern wir, wie, wo und durch wen 
diese Ziele und Massnahmen in Politikprozessen der Schweizer 
Politik verhandelt werden, und führen Beispiele aus der Bio-
diversitäts- und der allgemeinen Umweltpolitik an. Manuel Fischer 
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Veränderungen von 
Schweizer Politikprozessen
Die mit einer erhöhten Komplexität von Poli-
tikproblemen einhergehende grössere Hetero-
genität von gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Interessen schwächt die Repräsentati
vität von Interessengruppen. Auch die Mediati-
sierung macht Interessengruppen zu schaffen, 
da diese traditionellerweise über nicht öffent-
liche Arbeitsgruppen und in eher informeller 
Weise Einfluss auf die Schweizer Politik ge-
nommen haben. Den Parteien hingegen 
scheint die Mediatisierung zuzuspielen, weil 
sie ihnen eine Plattform für einen dauernden 
Wahlkampf bietet. Allerdings führt die erhöh-
te Mediatisierung auch zu einer verstärkten 
Konfliktualität in den Interaktionen zwischen 
politischen Akteuren. So schätzen Akteure so-
wohl Konflikte mit politischen Gegnern als 
auch deren Einfluss systematisch als zu stark 
ein, was wiederum eine Kompromissfindung 
erschwert (Fischer et al. 2016). 
Eine weitere entscheidende Veränderung for-
dert sowohl Interessengruppen als auch Partei-
en heraus. Durch die zunehmende Internatio-
nalisierung und Europäisierung der Politik fal-
len immer mehr richtungsweisende Entschei-
dungen auf internationaler Ebene, wo vor al-
lem Akteure der Verwaltung präsent sind. 
Auch die Biodiversität und der Artenschutz in 
der Schweiz wurden stark von der internatio-
nalen Agenda und Verhandlungen auf dieser 
Ebene beeinflusst: Von allen Umwelt-Abkom-
men und Protokollen, welche die Schweiz rati-
fiziert hat, sind die meisten im Bereich der Bio-
diversität angesiedelt (Ingold et al. 2016, BAFU 
2012). 

Koalitionen zwischen Akteuren
Neben der Unterteilung von Politikprozessen 
in verschiedene Phasen lassen sich Politikpro-
zesse auch durch die Identifikation von Ak-
teurskoalitionen verstehen. Parteien und Inte-
ressengruppen, aber auch Teile der Verwal-
tung, Kantonskonferenzen oder Experten, wel-
che ähnliche themenspezifische Präferenzen 
haben, tendieren zur Zusammenarbeit und 
zur Koordination ihrer Aktivitäten und Ein
flussversuche auf Politikprozesse. Häufig setzt 
sich dabei jene Koalition durch, welche die 
grössere Anzahl und die einflussreicheren Ak-
teure in ihren Reihen weiss. 
Solche Koalitionen sind durch Konfliktlinien 
getrennt. Neben der traditionell wichtigen 
Konfliktlinie zwischen links und rechts, wel-
che in der Umweltpolitik häufig zum Tragen 
kommt, und der neueren Öffnungskonfliktli-
nie, welche bei internationalisierten Geschäf-
ten wichtig ist, spielen im Zusammenhang mit 
der Biodiversität vor allem auch konkrete 
Schutz- und Nutzungskonflikte eine wichtige 
Rolle. Gerade auf lokaler Ebene führt die 
räumliche Begrenztheit dazu, dass sich Inter-
essen der Landwirtschaft, des Naturschutzes 
oder des Wasserbaus gegenüber stehen. Die 
grosse Anzahl verschiedener Politikfelder wie 
Landwirtschaft, Industrie, Infrastruktur, Um-
welt, Verkehr, Klima oder Forschung, welche 
von der Biodiversitätsproblematik betroffen 
sind, kann zu komplexen Konstellationen füh-
ren, aber auch Kompromisslösungen zwischen 
verschiedenen Bereichen ermöglichen. 
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«Traumhaft schöner Moorsee 
am Etang de la Gruère im 
Jura! Ausflug mit Tochter. 

Biodiversität ist mir vor allem 
für die Kinder wichtig. Die 

Kinder sollen die Vielseitigkeit 
der Natur und Tierwelt 
direkt erleben können, 

um ihr dann auch Sorge 
zu tragen.»


